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1
Gesamtwirtschaftliche
Verteilung

1.1 LOHN- UND GEWINNQUOTEN

Der Abwärtstrend der unbereinigten Brut-
tolohnquote setzt sich auch 2006 fort (Ta-
belle 1). Schwankte die Bruttolohnquote in
den 1990er Jahren noch mit Ausschlägen
von rund einem Prozentpunkt um die
71 %-Marke – mit einem konjunkturell be-
dingten Höchststand von 72,2 % in 2000 –,
so sinkt sie seitdem von Jahr zu Jahr und
liegt inzwischen (2006) mit 65,6 % fast 
7 Prozentpunkte niedriger. Diese Entwick-
lung vollzieht sich trotz konjunkturellem
Aufschwung seit dem Vorjahr. Auch der
Wert von 64,2 % für das erste Halbjahr
2007 deutet bei noch anhaltender Wirt-
schaftsbelebung nicht auf eine Richtungs-
änderung hin. Dasselbe gilt für die berei-
nigte Bruttolohnquote auf leicht höherem
Niveau. Zwar gibt es seit 2006 wieder einen
Zuwachs von mehreren hunderttausend
Arbeitsverhältnissen. Aber deren Bezah-
lungsbedingungen sind häufig nicht „nor-
mal“, weil sie Leiharbeit und andere pre-
käre Beschäftigung betreffen.„Früchte“ der
Rot-Grünen oder Schwarz-Roten „Refor-
men“ sind die neuen Arbeitsverhältnisse
ohnehin nicht, sondern solche der gestie-
genen internationalen Güternachfrage und
eines verringerten nationalen Arbeits-
angebots (Horn et al. 2007). Und auch bei 
den schon vorher vorhandenen Stellen 
sind einkommensdämpfende Faktoren 
wie Niedriglohnbezug oder Anrechnun-
gen von Tariflohnsteigerungen auf überta-
rifliche Leistungen offenbar nach wie vor
wirksam.

letzt 2006 nur noch 40,5 % (34,6 %). Der
vorläufige Quotenwert im ersten Halbjahr
2007 deutet auch ein anhaltendes Absinken
an. Und noch eine Relation ist bezeich-
nend: Setzt man die Nettolöhne ins Ver-
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Bekommt die Politik doch ein schlechtes verteilungspolitisches Gewissen – wie es die Debatte um die Verlängerung des Arbeitslosen-
geld I-Bezugs scheinbar anzeigt? Beginnt etwa die Abkehr von der Umverteilung von unten nach oben? Tatsächlich nicht: Den bekun-
deten Gewissensbissen bzw. angekündigten Korrekturvorhaben folgen bisher kaum Taten. Und selbst die reale Umsetzung der bis-
herigen Ankündigungen würde keinen wirklichen Politikwechsel bedeuten. Zu dominant ist die Fortsetzung der Ungleichheit, ins-
besondere durch die erneute Steuerentlastung von hohen Einkommen und den anhaltenden Anstieg von Armut – und deshalb zu 
spürbar das Ausbleiben eines nachhaltigen Wachstums. Dies zeigen auch jüngste verfügbare empirische Informationen.

Auch die viel wichtigeren Nettoein-
kommen aus abhängiger Arbeit profitieren
nicht vom „Aufschwung“. Bei der Netto-
lohnquote (Tabelle 2) hat der Abwärtstrend
– gemessen an ihrem Anteil am verfügba-
ren Einkommen aller Haushalte wie am
größeren (Brutto)Volkseinkommen – we-
gen der negativen Umverteilungseffekte
der immer einseitigeren Abgabenlastvertei-
lung schon viel früher eingesetzt. Betrug sie
1991 noch 48,1 % (40,3 %), so belief sie
sich 1996 auf 43,4 % (37,1 %) und zählt zu-
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Tabelle 1: Bruttolohn- und -gewinnquote in Deutschland –
Das volkswirtschaftliche Einkommen aller Sektoren vor der 
öffentlichen Umverteilung

Volks- Tatsächliche Tatsächliche Arbeitnehmerquote4) Struktur-
einkommen Bruttolohn- Bruttogewinn- bereinigte 

quote3) quote Bruttolohn-
quote5)

Mrd. € % % % Index6) %
– alte Bundesländer1) –

1960 122,8 60,1 39,9 77,2 92,5 65,0
1970 274,7 67,3 32,7 83,4 100,0 67,3
1980 591,0 75,2 24,8 88,3 105,9 71,0
1990 987,2 69,8 30,2 89,6 107.4 65,0
1991 1065,4 70,0 30,0 89,6 107,4 65,2

– alte und neue Bundesländer2) –
1991 1192,6 71,0 29,0 90,9 100,0 71,0
1995 1397,2 71,4 28,6 90,0 99,0 72,1
1996 1417,7 71,0 29,0 90,0 99,9 71,7
1997 1438,6 70,3 29,7 89,8 98,8 71,2
1998 1466,1 70,4 29,6 89,8 97,8 72,0
1999 1487,3 71,2 28,8 90,0 99,0 71,9
2000 1524,4 72,2 27,8 90,0 99,0 72,9
2001 1560,9 71,8 28,2 89,9 98,9 72,6
2002 1576,1 71,6 28,4 89,8 98,8 72,5
2003 1600,0 70,8 29,2 89,5 98,5 71,9
20047) 1667,1 68,2 31,8 89,1 98,0 69,6
20057) 1691,2 66,8 33,2 88,8 97,7 68,4
20067) 1751,2 65,6 34,4 88,8 97,7 67,1
2007 1Hj.7) 875,5 64,2 35,8 88,7 97,6 65,8
1) Angaben für 1960 nach dem aufgegebenen deutschen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, ab 1970 nach dem –
für Westdeutschland zurückgerechneten – Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). – 2) Angaben 
auf Basis des ESVG. – 3) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbstständiger Arbeit (im ESVG: des Arbeitnehmerentgelts) ein-
schließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung am Volkseinkommen. – 4) Anteil der beschäftigten Arbeitnehmer an den
Erwerbstätigen (Inland). – 5) Bereinigt vom Einfluss, der sich aus der Änderung der Erwerbstätigenstruktur ergibt. Die Arbeitneh-
merquote des Jahres 1970 bzw. 1991 wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. – 6) Für die alten Bundesländer 1970 = 100,
für Deutschland 1991 = 100. – 7) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen
(Fachserie 18, Stand: Aug. 2007). – Berechnungen des Autors.
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hältnis zur gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage, die (unter anderem wegen der Ab-
schreibungen bzw. der Ersatzinvestitionen
der Unternehmen) noch einmal größer ist
als das Volkseinkommen aller Sektoren,
macht das Kaufkraftpotenzial der Arbeits-
einkommen heute nur rund ein Viertel der
Nachfrage aus. Dabei ist die faktisch aus-
geübte Kaufkraft wegen der Arbeitnehmer-
ersparnis allemal kleiner als das Potenzial.
Deutlich wird mit diesen Relationen also
erneut, wie aussichtslos eine nachhaltige
Entwicklung der Binnennachfrage, und da-
mit auch von Wachstum und Arbeitsmarkt,
ist und wie labil der Export getriebene Auf-
schwung bleibt, je mehr sich erkennbare
weltwirtschaftliche Risiken verstärken.

Zwar steigt mit sinkender Lohnquote
brutto wie netto der entsprechende Anteil
der Gewinn- und Vermögenseinkommen
(Tabelle 1 und 2). Aber die Nachfragelücke
bei den Lohneinkommen kann damit be-
kanntlich wegen der deutlich höheren
Sparquote bei Gewinn- und Vermögens-
einkommen nicht wettgemacht werden –
zumal wenn gleichzeitig die von der öffent-
lichen Umverteilung überwiegend zulasten
der Lohneinkommen finanzierten mone-
tären Sozialleistungen in den letzten Jahren
ebenfalls relativ zurückgehen.

Den Einfluss der Abgabenpolitik des
Staates auf diese Scherenentwicklung ver-
deutlicht Tabelle 3. Die durchschnittliche
Steuerbelastung der Arbeitseinkommen
nimmt auch 2006 – und noch mehr im ers-
ten Halbjahr 2007 – wie schon im Vorjahr
wieder zu, ebenso die Belastung durch So-
zialversicherungsbeiträge. Bemerkenswert
in diesem Zusammenhang ist der jüngst
wieder durchgeführte internationale Ver-
gleich der OECD (2007), nach dem
Deutschland unter den großen Volkswirt-
schaften bei den Arbeitseinkommen das bei
Weitem höchste Belastungsniveau durch
direkte Steuern und Sozialabgaben auf-
weist – bei gleichzeitig niedriger Belastung
von Gewinn- und Vermögenseinkommen
und der im EU-Vergleich niedrigsten Ab-
gabenquote überhaupt (S. 73ff): Im Län-
der-Durchschnitt der EU-15 (Eu-19) z. B.
beträgt 2005 – in Relation zum Bruttoin-
landsprodukt – die Quote aller Steuern
28,5 % (27,1 %) und aller Sozialabgaben
11,2 % (11,6 %), die Abgabequote insge-
samt also 39,7 % (38,7 %); für Deutschland
lauten die entsprechenden Relationen
20,9 % und 13,9 %, zusammen 34,8 %. Die
Sozialabgabenbelastung allein der Arbeit-
nehmer beläuft sich 2005 in der EU-15

Tabelle 3: Abgabenbelastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen 
der privaten Haushalte in Deutschland – in % –1)

Jahr Lohnsteuer- Beitragsbelastung Belastung durch Belastung durch
belastung der der Bruttolöhne direkte Steuern auf Sozialbeiträge auf

Bruttolöhne und und -gehälter Gewinn- und Gewinn- und 
-gehälter Vermögens- Vermögens-

einkommen einkommen
– alte Bundesländer –

1960 6,3 9,4 20,0 3,0
1970 11,8 10,7 16,1 2,9
1980 15,8 12,8 15,3 3,9
1990 16,2 14,2 9,8 3,0

– alte und neue Bundesländer –
1991 16,3 14,3 8,1 3,1
1995 18,7 15,6 4,9 3,5
1996 19,3 16,0 4,2 4,0
1997 19,5 16,8 3,4 3,7
1998 19,5 16,6 4,7 3,6
1999 19,6 16,4 6,2 3,5
2000 19,4 16,1 7,7 3,5
2001 18,6 16,0 7,7 3,4
2002 18,7 16,1 6,7 3,4
2003 18,7 16,4 5,6 3,2
20045) 17,5 16,4 5,3 3,1
20055) 17,3 16,7 5,9 2,9
20065) 17,5 17,1 7,1 2,8
2007 1.Hj.2) 18,3 17,2 – –
1) In % der jeweiligen Bruttoeinkommen. Berechnet aus einer Langfassung der Tabelle 2. – 2) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2007). – 
Berechnungen des Autors.

Tabelle 2: Nettolohn- und -gewinnquote in Deutschland1) 2)

Einkommen der privaten Haushalte nach öffentlicher Umverteilung 
– in %6) 7) –
Jahr Netto-Lohnquote 3) Nettoquote monetäre Netto-Gewinnquote 5)

Sozialleistungen4)

A6) B7) A6) B7) A6) B7)

– alte Bundesländer –1)

1960 55,8 43,7 20,9 16,4 24,4 19,1
1970 55,7 44,4 21,2 16,9 25,9 20,6
1980 52,7 43,8 26,2 21,8 24,3 20,2
1990 48,5 38,5 24,8 19,7 29,7 23,6

– alte und neue Bundesländer –2)

1991 48,1 40,3 21,8 18,3 9,8 25,0
1995 44,5 37,9 23,8 20,2 31,2 26,6
1996 43,4 37,1 25,3 21,6 30,9 26,4
1997 42,0 36,0 25,4 21,8 32,1 27,5
1998 42,3 36,1 25,5 21,8 31,8 27,2
1999 42,6 36,8 25,7 22,2 31,2 27,0
2000 43,1 37,4 25,7 22,3 30,8 26,7
2001 42,9 37,8 25,8 22,7 31,0 27,3
2002 42,7 37,6 26,5 23,3 30,4 26,7
2003 41,6 36,8 26,8 23,7 31,1 27,5
20048) 41,9 36,2 26,3 22,7 31,4 27,2
20058) 41,1 35,6 25,9 22,4 32,6 28,3
20068) 40,5 34,6 25,4 21,7 33,8 28,8
2007 1.Hj.8) 38,8 33,4 25,0 21,5 36,6 31,5
1) Bis 1990: Angaben nach dem aufgegebenen System der deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (dVGR). – 
2) Ab 1991: Angaben auf Basis des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) und der Datenrevision
zurück bis 1991. – 3) Nach Abzug von Lohnsteuer und Sozialabgaben. – 4) Im ESVG: Empfangene monetäre Sozialleistungen und
übrige laufende Transfers von Staat und anderen Sektoren (ohne Schadensversicherungsleistungen) abzüglich: Lohnsteuer auf 
Pensionen, Sozialbeiträge des Staates für Empfänger sozialer Leistungen, Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistungen, ver-
brauchsnahe Steuern und Verwaltungsgebühren. – 5) Diese Kategorie wird vom Statistischen Bundesamt nicht explizit ausgewie-
sen: Betriebsüberschuss/Selbstständigeneinkommen plus saldierte Vermögenseinkommen, abzüglich: direkte Steuern auf private
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen sowie Sozialbeiträge. – 6) In % des verfügbaren Einkommens aller privaten
Haushalte nach der öffentlichen Umverteilung (Spalte A). – 7) In % des Volkseinkommens aller Sektoren vor der öffentlichen Um-
verteilung gemäß Tabelle 1 (Spalte B). – 8) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2007). – 
Berechnungen des Autors.
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(EU-19) auf 3,6 % (3,5 %), in Deutschland
auf 6,1 %, die entsprechende Quote von
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträgen
zusammen in der EU-15 (Eu-19) auf 11,1
% (11,6 %), hierzulande auf 13,9 %.

Die OECD nahm dieses starke Un-
gleichgewicht bei der Abgabenverteilung in
Deutschland übrigens zum Anlass, öffent-
lich – und ungewöhnlich – eine Korrektur
anzuregen, z. B. durch eine stärke Steuer-
finanzierung von Sozialleistungen, aber
auch durch eine stärkere Belastung von 
hohen Einkommen durch Vermögens-
steuern im weiteren Sinn (laut FTD 2007;
Die Zeit 2007).

Zwar ist die Steuerbelastung der Ge-
winn- und Vermögenseinkommen in
Deutschland laut Tabelle 3 im Jahr 2006
auch gewachsen, aber auf Basis eines we-
sentlich niedrigeren Belastungsniveaus.
Angesichts der heterogenen Einkommens-
ströme, die sich dahinter verbergen – von
Unternehmensgewinnen über Mietein-
nahmen bis hin zu Zinseinkommen –, ist
eine stärkere Differenzierung angeraten.
Deshalb erfolgt hier ein genauerer Blick zu-

mindest auf die Unternehmensgewinne,
auch wenn diese nach wie vor statistisch
nicht transparent genug sind.

1.2 GEWINNE DER 
KAPITALGESELLSCHAFTEN

Von den Unternehmensgewinnen werden
in Tabelle 2 und 3, die sich beide im Rah-
men der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung (VGR) auf die privaten Haushal-
te beziehen, nur die der Personengesell-
schaften im VGR-Sinn erfasst sowie die den
privaten Haushalten zugeflossenen Ein-
kommen aus Unternehmensbeteiligungen,
wie vor allem Aktien. Über die gesamten
Gewinne der Kapitalgesellschaften gibt in
der VGR ein anderer statistisch abgegrenz-
ter Sektor Auskunft (Tabelle 4), allerdings
nur einigermaßen vollständig zu den Brut-
togewinnen und sehr eingeschränkt zu den
Nettogewinnen.

Auch 2006 haben die Bruttogewinne
der Kapitalgesellschaften mit +10,3 % noch
einmal einen ähnlich kräftigen Aufwärts-
sprung gemacht wie 2005 mit +9,5 %. Die

noch kräftigere Entwicklung des Jahres
2004 mit +18,5 % wird damit zwar nicht
erreicht, aber auch nicht zum „Ausreißer“
gemacht. Detailliertere Informationen der
Deutschen Bundesbank (2007) bestätigen
wie in den Vorjahren diese aktuell sehr gute
Entwicklung bei den Kapitalgesellschaften,
zumal dort neben den betrieblich wie ge-
samtwirtschaftlich gesehen „kleinen“ Ge-
winnen die gesamte Liquiditätsentwick-
lung einschließlich Abschreibungen und
weiteren Selbstfinanzierungen dargestellt
wird. So „verbesserte“ sich die Ertragslage
deutlich“ (S. 17), nahm die Kapitalbildung
„erheblich“ zu (S. 17) und wurde gleichzei-
tig die Verschuldung der Unternehmen „er-
neut deutlich“ abgebaut (S. 22).

Noch stärker im Fokus der öffentlichen
Debatte um die Lage der Unternehmen
stehen aber seit Jahren die Nettogewinne,
genauer: die von den Bruttogewinnen zu
zahlenden Steuern. Sie sind den einen –
trotz mehrfacher Steuerentlastungen – im-
mer noch zu hoch, den anderen – z. B. mit
Verweis auf internationale Steuerlastver-
gleiche der OECD – schon lange zu niedrig.
Die VGR weist aber die direkten Steuern
der Kapitalgesellschaften wie auch der 
Personengesellschaften nicht explizit aus,
sodass auf ihrer Basis für die einzelnen Un-
ternehmensformen weder ihre Steuerbe-
lastung noch ihre Nettogewinne bestimm-
bar sind.1 Man ist deshalb auf Näherungs-
werte bzw. Schätzungen angewiesen, die
teilweise wieder umstritten sein können.
Eine jüngste Annäherung versucht das
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW 2007a) durch die Gegenüberstellung
von Angaben der VGR und der Unterneh-
mensteuerstatistik, wobei Letztere zurzeit
allerdings nur bis 2001 reicht. Die (teilwei-
se ergänzte) VGR wird trotz ihrer Schwä-
chen gewählt, weil sie international stan-
dardisiert ist – im Gegensatz zu den Fi-
nanzstatistiken der Nationalstaaten, die
z. B. den internationalen Steuerlastverglei-
chen der OECD zugrunde liegen und diese
teilweise angreifbar machen. Die Steuersta-
tistik wird vom DIW ausgesucht, weil sie
Informationen zu allen Unternehmensfor-
men enthält und vor allem den steuer-
rechtlichen Gewinn darzustellen erlaubt.

1 Die in Tabelle 4 ausgewiesenen Steuern sind nur
die der Kapitalgesellschaften in engerem Sinn, de-
ren Bruttogewinne unter allen Kapitalgesellschaf-
ten aber in der VGR nicht explizit benannt werden. 

Tabelle 4: (Amtliche) Gewinne und Steuern der Kapitalgesellschaften
in Deutschland
Jahr Brutto- Direkte Netto- Durchschnittliche

Unternehmensgewinne1) 2) Steuern3) Unternehmensgewinne Steuerbelastung
Kap.Ges.i.e. S.1) Kap.Ges. i.e. S1) Kap.Ges.i.e.S1)

Veränderung Veränderung
Mrd. € % Mrd. € Mrd. € % %4)

– alte Bundesländer –
1980 39,51 –1,1 12,93 26,24 +1,2 33,6
1985 68,01 +6,2 20,05 47,95 +3,2 29,5
1990 93,59 +11,7 19,78 73,81 +19,8 21,1
1991 103,65 +10,8 21,26 82,39 +11,6 20,5
1992 109,06 +5,2 21,36 87,70 +6,4 19,6
1993 112,73 +3,4 20,68 92,06 +5,0 18,3

– alte und neue Bundesländer –
1991 195,80 - 21,87 – – –
1992 189,45 –3,2 22,19 – – –
1993 178,16 –6,0 22,66 – – –
1994 218,16 +22,5 19,54 – – –
1995 230,48 +5,6 18,60 – – –
1996 238,43 +3,4 24,34 – – –
1997 266,34 +11,7 24,61 – – –
1998 300,69 +12,9 26,68 – – –
1999 288,46 –4,1 30,22 – – –
2000 304,64 +5,6 34,59 – – –
2001 320,98 +5,4 12,25 – – –
2002 326,16 +1,6 12,46 – – –
20035) 330,40 +1,3 16,18 – – –
20045) 391,37 +18,5 20,72 – – –
20055) 428,36 +9,5 24,64 – – –
20065) 472,48 +10,3 31,70 – – –
1) 1980–1993 für Westdeutschland Angaben zu „Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit“ bzw. Kapitalgesellschaften 
im engeren Sinn (AG, GmbH u.ä.) nach dem aufgegebenen deutschen System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. – 
2) Ab 1991 für Deutschland: für Kapitalgesellschaften im engeren Sinn (s. FN 1) und im weiteren Sinn (Quasi-Kapitalgesellschaften
wie oHG, KG, u.ä.) nach dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (EVSG). – 3) Körperschaftsteuer und
sonstige direkte Steuern einschließlich Vermögensteuer, aber nur von den Kapitalgesellschaften im engeren Sinn. – 4) In % des
Brutto-Gewinns. – 5) Vorläufiges Ergebnis

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand: Aug. 2007). – 
Berechnungen des Autors.
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wirtschaftlichen Entwicklung in seinem
vorletzten Jahresgutachten (SVR 2006) das
Auseinanderdriften der Einkommensrän-
der für die Markteinkommen vor der öf-
fentlichen Umverteilung wie für die ver-
fügbaren Einkommen nach der Umvertei-
lung detailliert bis zum Jahr 2004 nachge-
zeichnet.

Nach den letzten verfügbaren Angaben
des SOEP (DIW 2007c) ist vor allem die
nach EU-Konvention definierte Einkom-
mensarmutsquote4 im sechsten aufeinan-
der folgenden Jahr von 12,0 % (1999) auf
17,4 % (2005) gestiegen – also um beinahe
die Hälfte. Dabei erfasst der aktuelle Ar-
mutsquotenanstieg mit dem SOEP-Ein-
kommensjahr 2005 nur die anfänglichen
Verteilungswirkungen der Hartz-Refor-
men insbesondere bei Arbeitslosenunter-
stützung und Sozialhilfe. Entsprechend ei-
ner Simulationsrechnung z. B. von Becker/
Hauser (2006) war für die Mehrheit der
ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfänger ei-
ne Verschlechterung ihrer Einkommens-
situation durch Hartz IV vorausgesagt
worden. Inzwischen wird diese Prognose
bestätigt durch eine repräsentative Befra-
gung von Betroffenen nach ihrer Einkom-
menssituation Ende 2004 (Bezug von Ar-
beitslosenhilfe) und Ende 2005 (Bezug von
Hartz IV oder kein Leistungsbezug mehr
wegen – ausreichend bezahlter – Erwerbs-
tätigkeit), die Bruckmeier und Schnitzlein
vom Institut für Arbeitsmarkt und Berufs-
forschung (IAB) (IAB 2007) ausgewertet
haben. Nun ist nicht gesagt, dass der SOEP-
Armutsquotenanstieg 2005 allein auf
Hartz IV zurückgeht. Aber unter anderem
wegen Hartz IV erwartet auch das DIW bis
zumindest 2006 einen weiteren Anstieg
(DIW 2007d, S.397). Doch abgesehen von
dieser Prognose für 2006: Das DIW rekla-
miert gleichzeitig (2007c) für seine Ist-Ar-
mutsquoten bis 2005 eine besondere „Gü-
te“, weil die SOEP-Haushaltsbefragung u.a.
auch die ausländische Wohnbevölkerung

wie der deutschen Unternehmen generell
bleibt ein Mythos; doch dessen Wirkmäch-
tigkeit kann offenbar immer wieder politi-
sche Entscheidungen legitimieren.

Bei den Löhnen gilt es noch stärker zu
differenzieren als bei den Unternehmen an-
gesichts zunehmender Atypisierung der Be-
schäftigungsverhältnisse, die neben solchen
Merkmalen wie Region, Geschlecht, Ar-
beitszeit und anderes die Lohnbedingun-
gen immer stärker prägt.2 Deshalb wird im
WSI-Verteilungsbericht hier traditionell
insbesondere die Lohnentwicklung von
Vollzeitbeschäftigten im Vergleich zwischen
West- und Ostdeutschland, Männern und
Frauen sowie nach anderen Merkmalen
dargestellt. Der entsprechende Berichtsab-
schnitt 1.3 „Löhne im Vergleich“ ist in die-
sem Jahr aus Platzgründen allerdings nur in
der Internet-Langfassung dieses Beitrags
auf der WSI-Homepage verfügbar.3

2
Personelle Verteilung

Die Einkommensvergleiche zwischen ver-
schiedenen Regionen oder Beschäftigten-
gruppen entsprechen weitgehend noch ei-
ner makroökonomischen Betrachtungs-
weise. Differenziert man die Gruppen noch
stärker nach vor allem sozio-ökonomi-
schen Kriterien bis auf die Ebene einzelner
Haushalte und Personen, so wird die mi-
kroökonomische Verteilungsebene betre-
ten. Auch hierzu liegen neue Daten vor, die
sich so zusammenfassen lassen und dabei
viele ältere Erkenntnisse bekräftigen: Die
personelle Einkommensverteilung wird
nicht nur ungleicher, sie wird auch qualita-
tiv immer problematischer – wofür die fol-
genden ausgesuchten Aspekte sprechen. So
hat das Deutsche Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW 2007b) Anfang des Jahres
im Rahmen der Markteinkommen insbe-
sondere die Entwicklung der Spitzenein-
kommen untersucht, indem es Daten des
Sozioökonomischen Panels (SOEP) mit
denen der Steuerstatistik kombiniert hat.
Im Ergebnis zeigt sich – wenn auch nur bis
2001, dem letzten Jahr mit verfügbaren 
Angaben aus der Einkommensteuerstatis-
tik –, dass nach Berücksichtigung der Preis-
entwicklung seit Beginn der 1990er Jahre
ein realer Anstieg fast nur bei hohen und
höchsten Einkommen zu verzeichnen war.
Auf Basis des SOEP allein hat der Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamt-

Das DIW-Ergebnis lautet erwartungs-
gemäß: In der Vergangenheit ist die Diskre-
panz zwischen ökonomischen Gewinnen
und steuerlichen Gewinnen in Deutsch-
land außerordentlich groß, weil die steuer-
liche Bemessungsgrundlage durch gesetzli-
che Steuervergünstigungen und betriebli-
che Gestaltungsmöglichkeiten „kleinge-
kocht“ werden kann. Die Lücke zwischen
beiden Werten wird vom DIW z. B. für
2001 auf mindestens 100 Mrd. € beziffert
bzw. auf „knapp 5 % des Bruttoinlands-
produkts“ (S. 63). Und: Die effektive 
Steuerbelastung der deutschen Unterneh-
men liegt zwar im internationalen Ver-
gleich etwas höher als auf Basis der OECD-
Untersuchungen bzw. der Finanzstatisti-
ken, bleibt aber nach wie vor unter dem
OECD-Durchschnitt (S. 62). „Vor allem
zeigt sich, dass in den anderen OECD- und
EU-Ländern das Steueraufkommen der
Unternehmen seit Beginn der 1990er Jahre
eher gestiegen ist, während es im selben
Zeitraum in Deutschland trotz guter Kon-
junktur und steigender Gewinne in Rela-
tion zum Bruttoinlandsprodukt gleich ge-
blieben ist. Dies ist umso bemerkenswerter,
als die Steuersätze in den meisten OECD-
Ländern seit Mitte der 1980er Jahre mehr-
fach und teilweise deutlich gesenkt wurden.
Offenbar konnten in den anderen Ländern
die Bemessungsgrundlagen zügig verbrei-
tert werden, um das Aufkommen zu stabi-
lisieren. In Deutschland ist dies nach den
Steuersenkungen des Jahres 2001 zunächst
nicht gelungen.“ (S. 62).

An dieser Aussage dürfte sich für heute
und die nächste Zukunft nichts ändern:
Die OECD weist in ihrem jüngsten Steuer-
vergleich (2007, S. 81) den Steuerbelastun-
gen von deutschen Kapitalgesellschaften
im EU-Rahmen wieder den untersten Rang
zu: Sie beträgt 2005 in den Ländern der
EU-15 (EU-19) im Durchschnitt – wieder
gemessen am Bruttoinlandsprodukt –
3,4 % (3,3 %), in Deutschland nur 1,7 %
(S. 81). Und in ihrem vorletzten Vergleich
hat die OECD (2006) gezeigt, dass eine 
Modifikation ihrer Berechnungsmethoden
bzw. eine Berücksichtigung früherer Kritik
keine wesentliche Rangfolgenänderung bei
der Steuerbelastung erzeugt.Schließlich ver-
bindet die deutsche Unternehmensteuer-
reform 2008 eher zaghafte oder gar un-
taugliche Versuche zur Verbreiterung der
Bemessungsgrundlage mit überkompen-
sierenden Steuersatzsenkungen (Jarass/
Obermair 2006).Die „hohe effektive Steuer-
last“ der deutschen Kapitalgesellschaften

2 Inzwischen kann gut ein Drittel aller Beschäfti-
gungsverhältnisse als atypisch bezeichnet werden,
siehe Keller/Seifert 2007.

3 www.wsi.de/WSI-Mitteilungen 11/07
4 Personen mit bedarfsgewichteten verfügbaren

Einkommen unter 60 % des Einkommens-Me-
dians. Gewichtet werden die Einkommen – z. B.
mit der sogenannten „alten“ oder „neuen“ OECD-
Skala –, um die Einkommen von Haushalten mit
unterschiedlicher Personenzahl und verschiedener
Altersstruktur vergleichbar zu machen, weil durch
die Gewichtung differierende Ausgabenbedarfe
einigermaßen berücksichtigt sind.
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einbezieht und deshalb zu durchgehend
höheren bzw. realitätsnäheren Armuts-
niveaus komme als etwa die Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe (EVS), die in
den Armuts- und Reichtumsberichten der
Bundesregierung meist Hauptdatenliefe-
rant ist.5

2.1 VERFESTIGTE ARMUT

Das DIW (2007c) betont auch: Armut ver-
festigt sich – ähnlich wie schon von ande-
rer Seite mit Blick auf den Niedriglohnsek-
tor geäußert. Laut DIW lebt inzwischen
fast ein Zehntel der Bevölkerung – oder
deutlich mehr als die Hälfte der zuletzt be-
zifferbaren Armutsquote – in verfestigter
Armut, die verstanden wird als die gleich-
zeitige bzw. mehrfache Betroffenheit von
verschiedenen armutsnahen Einkommens-
lagen und weiteren vier „schlechten“ Le-
benslagen bei Wohnen, Arbeiten bzw.
Nicht-Arbeiten, Konsumieren und Sparen
bzw. Rücklagen-Bilden über mehrere Jahre.
Je nach Konstellation werden vom DIW die
entsprechenden Personen in sechs Grup-
pen von verfestigter Armut, Prekarität,
temporärer Armut, einseitiger bzw. ein-
dimensionaler Armut, instabilem und
schließlich gesichertem Wohlstand zuge-
ordnet6. Überwiegend betroffen von verfe-
stigter Armut sind übrigens (noch) nicht
neue Schichten der Prekarität, wie es Ende
2006 unter dem Stichwort „Neue Unter-
schicht“ teilweise vermutet wurde. Sondern
laut DIW trifft es „alte“, immer schon ge-
fährdete Gruppen: Arbeiter und ihre Fami-
lien, insbesondere wenn sie mehrere Kin-
der haben und/oder einen Migrationshin-
tergrund aufweisen.

Auch wenn die vom DIW als „direkt“
bezeichneten Armutsindikatoren – im Ge-
gensatz zum „indirekten“ Indikator Ein-
kommen – beim langfristigen Zeitvergleich
einige methodische Probleme aufweisen
(DIW 2007c), so wird doch zumindest für
den aktuellen Rand ihre Bedeutung bei der
Erfassung und Bewertung von Armut und
sozialem Ausschluss von anderer Stelle be-
kräftigt. Ende des Vorjahres hat das Statis-
tische Bundesamt (2006a) erstmals Ergeb-
nisse einer die EU-Länder nach gemeinsa-
men Kriterien vergleichenden Statistik vor-
gestellt, die von Eurostat koordiniert und
„Gemeinschaftsstatistik über Einkommen
und Lebensbedingungen“ genannt wird
(EU-SILC, d.h. Statistics for Income and
Living Conditions). Das Statistische Bun-
desamt hat diese Daten unter „Armut und

Lebensbedingungen“, oder kürzer „Leben
in Europa“, veröffentlicht. Diese von den
Mitgliedsstaaten der EU 2003 verabredete
Haushaltsbefragung wird seit 2005 in allen
EU-Ländern sowie Norwegen und Island
durchgeführt. In Deutschland basiert sie
auf einer Unterstichprobe von ca. 13.000
am Mikrozensus teilnehmenden Haushal-
ten mit rund 25.000 erfassten Personen ab
16 Jahren, die sich für EU-SILC explizit zur
Verfügung gestellt haben. Von der Größen-
ordnung her ist die Befragtengruppe etwa
mit der am SOEP teilnehmenden Zahl der
Haushalte vergleichbar (ca. 12.000, mit
rund 22.000 Personen ohne Kinder). Die
ersten beim Statistischen Bundesamt publi-
zierten SILC-Daten für Deutschland bezie-
hen sich zumindest beim Einkommen noch
auf 2004 – also noch nicht auf das Startjahr
von Hartz IV –, sodass hier z. B. die vom
SOEP abweichenden Armutsquoten nicht
referiert werden sollen. Vielmehr werden
hier die schon angesprochenen nicht-mo-
netären Lebenslagen der nach EU-SILC ein-
kommensarmen Personen vorgestellt. Sie
bestätigen nach der Selbsteinschätzung der
Befragten frühere Erkenntnisse: Menschen
in Einkommensarmut müssen im Alltag auf
viele grundlegende Dinge verzichten bzw.
Armut heißt häufig: kumulierte „schlechte“
Lebenslagen.

2.2 KUMULIERTE „SCHLECHTE“ 
LEBENSLAGEN

Was es heißt, in einer solchen Situation zu
leben, machen Textpassagen aus der oben
genannten Studie deutlich, die entspre-
chend einer EU-Sprachregelung Armut
mit „Armutsgefährdung“ übersetzt.

„Danach nehmen 14 % aller Armutsge-
fährdeten in ihrer Wohnumgebung Krimi-
nalität oder Vandalismus wahr, aber nur
9 % der nicht Armutsgefährdeten. Jeder
dritte Armutsgefährdete klagt über Lärm
im Wohnungsumfeld (z. B. Verkehrslärm
oder Lärm durch Nachbarn), aber nur jede
vierte Person, die nicht armutsgefährdet ist.
Ein besonders gravierender Aspekt von
Wohnungsmängeln liegt bei 22 % der ar-
mutsgefährdeten Personen vor: in ihrer
Wohnung gibt es Feuchtigkeit, z. B. feuch-
te Wände, ein undichtes Dach oder Fäulnis
in den Fensterrahmen. Diese Probleme be-
klagen nur 12 % der nicht Armutsgefähr-
deten (Statistisches Bundesamt 2006a,
S. 29).“ „Noch größere Unterschiede zwi-
schen armutsgefährdeten und nicht ar-
mutsgefährdeten Personen finden sich,

wenn man betrachtet, ob man sich be-
stimmte grundlegende Dinge des täglichen
Lebens leisten kann. … Während 3 % der
Personen, die als nicht armutsgefährdet
gelten, ihre Wohnung aus finanziellen
Gründen nicht angemessen heizen kön-
nen, müssen 14 % der Armutsgefährdeten
im Winter an der Heizung sparen. 26 % der
Armutsgefährdeten können sich nicht
mindestens jeden zweiten Tag eine hoch-
wertige Mahlzeit leisten. Von den nicht Ar-
mutsgefährdeten gaben dies nur 8 % an
(ebd., S. 30).“ „Der Anteil der Personen,
die trotz gesundheitlicher Probleme in den
letzten zwölf Monaten vor der Befragung
mindestens ein Mal auf einen Besuch beim
Arzt oder Zahnarzt verzichtet haben, ist
unter den Armutsgefährdeten fast doppelt
so hoch wie unter den nicht Armutsgefähr-
deten (28 % gegenüber 15 % beim Verzicht
auf Arztbesuch, 23 % gegenüber 11 % beim
Verzicht auf Zahnarztbesuch). Der mit wei-
tem Abstand am häufigsten genannte
Grund für den Verzicht auf die Behand-
lung sind die entstehenden Kosten wie 
Praxisgebühr, Zuzahlungen oder andere
Behandlungskosten (ebd., S. 34)“. „Knapp
80 % der armutsgefährdeten Personen le-
ben in Haushalten, die mit dem monatli-
chen Einkommen ,gerade so‘, ,schlecht‘
oder ,sehr schlecht‘ zurechtkommen. Bei
den nicht Armutsgefährdeten trifft dies auf
immerhin 40 % der Personen zu. Noch
größere Unterschiede gibt es beim Anteil
derer, die mit dem Einkommen ,schlecht‘
oder ,sehr schlecht‘ zurechtkommen (30 %
gegenüber 8 %)“ (ebd., S. 34).

Werden solche Defizite häufiger oder
gar dauerhaft erlebt – wie es für die vom
DIW (s.o.) beobachtete verfestigte Armut
in jedem Fall gilt – so sind weitreichende
psycho-soziale und andere Schäden mit
Langzeitfolgen naheliegend. Das gilt insbe-
sondere für einkommensarme Kinder und
Jugendliche, deren kumulierte Probleme
zulasten ihrer schulischen und beruflichen
Bildung, ihres generellen Arbeitsmarktzu-
gangs und ihres weiteren „ausgeschlosse-

5 Zu generell höheren Armutsquoten kommt man
auch, wenn man neben der „Einkommensentste-
hungsarmut“, die in der bisherigen Armutsbe-
richterstattung im Vordergrund steht, auch die
„Einkommensverwendungsarmut“ aufgrund von
Überschuldung und Einkommenspfändung einbe-
zieht, die selbst bei sonst ausreichenden Markt-
einkommen vorkommt; s. dazu den früheren WSI-
Verteilungsbericht (Schäfer 2005, S. 610f.)

6 Siehe ausführlich die Dissertation von Groh-Sam-
berg 2006.
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nen“ Lebenslaufs schon im letztjährigen
WSI-Verteilungsbericht (Schäfer 2006) mit
der einschlägigen Langzeitstudie von AWO
und ISS angesprochen worden sind (Holz
et al. 2006) und in einer aktuellen Studie
von Hurrelmann et al. (2007) wieder be-
kräftigt werden. Ein generell „ärmeres“ 
Leben, häufigere und schwerwiegendere
Krankheiten sowie im Durchschnitt eine
geringere Lebenserwartung sind die Quint-
essenz solcher Lebensläufe.7

Man kann auch formulieren: Nie so
deutlich wie in letzter Zeit haben nationa-
le wie international vergleichende Statisti-
ken die quantitative und qualitative Pro-
blematik, ja Dramatik, der aktuellen Armut
transparent gemacht, die häufig genug
auch zukünftige Altersarmut impliziert.
Auch der Informationsstand über den
wachsenden Abstand zwischen Armut und
Reichtum bzw. über Einkommensreichtum
kann als besser denn je bezeichnet werden.8

Und immer offenkundiger werden neben

den individuellen Folgen des sozialen Aus-
schlusses durch Armut, Niedriglohn oder
Symptome prekärer Beschäftigung auch
die sozialen bzw. gesellschaftlichen und vor
allem die ökonomischen Konsequenzen:
Private Armut und Niedriglohn beschnei-
den die Binnennachfrage und das Wirt-
schaftswachstum.9 Privater Reichtum, so-
weit er auf Steuersenkungen zugunsten 
hoher Einkommen und Vermögen zurück-
geht, führt zu öffentlicher Armut, insbe-
sondere zu unzulänglichen öffentlichen In-
vestitionen. Infrastrukturdefizite aber wer-
den zukünftig die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit zusätzlich gefährden, die
aktuell schon von der niedrigen – durch
anhaltende Wachstumsschwäche beding-
ten – privaten Investitionsquote bedroht
wird (Abbildung 1).10 Arme oder ausge-
schlossene Kinder und Jugendliche von
heute – viele mit Migrationshintergrund –,
werden wegen ihrer psycho-sozialen und
qualifikatorischen Defizite morgen dem

7 Dazu ausführlich die fünf Beiträge in Bundeszen-
trale für politische Bildung (2007), insbesondere
Lampert et al. (2007).

8 Dies soll nicht heißen, dass es keine weiteren Ver-
besserungsbedarfe oder -möglichkeiten gibt; s. da-
zu z. B. den Tagungsbericht bei ISG (2007). Zur Em-
pirie des Einkommensreichtums siehe die schon er-
wähnte DIW-Publikation (2007b) und Publikatio-
nen über die Bezüge und die Alterssicherung von
deutschen Managern, z. B. Müller 2007; Stern 2007.

9 Bei einem EU-internen Indikatoren-Vergleich von
1998 bis 2006 weist Deutschland z. B. beim höch-
sten kumulierten Wachstum des Außenbeitrags
(+3,7 %) und dem niedrigsten kumulierten Wachs-
tum der Binnennachfrage in diesem Zeitraum
(+5,3%: die einzige einstellige Rate in der EU!) mit
1,3 % das zweitniedrigste jahresdurchschnittliche
reale BIP-Wachstum auf (vor Italien: 1,2 %), so
Priewe 2007, S. 136.

10 Das schlechte Ranking für Deutschland in Abbil-
dung 1 gilt übrigens auch für die Jahre vor 2006.
Das Schaubild wurde mit aktuellen, vom Statisti-
schen Bundesamt übermittelten Daten analog ge-
staltet zu dem in: Statistisches Bundesamt 2006b,
S. 57. Siehe zu den öffentlichen Investitionen auch
DIW 2007e, wonach diese in Deutschland – ge-
messen in % aller Staatsausgaben – mit 5,5 % in-
nerhalb der EU an vorletzter Stelle liegen.

Abb. 1: Investionen in Europa 2006 - in % des Bruttoinlandprodukts -

Quelle: Statistisches Bundesamt 2006b.
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Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen –
und damit das eigentliche „demografische“
Problem sein. Von Armut oder Ausgren-
zung Bedrohte werden aufgrund berufli-
cher wie gesellschaftlicher Unsicherheiten
mit der Familiengründung zögern und
(noch) weniger Kinder in die Welt setzen
und anderes mehr.

3
Macht die Verteilung 
inzwischen die Politik 
nervös?

Deshalb stellt sich noch drängender als
früher die Frage: Braucht die Politik für ein
Gegensteuern bei der sozialen Polarisie-
rung noch mehr empirische Transparenz
bzw. hat sie nicht bereits genug Informa-
tionen zum Handeln? Oder gibt es nicht
sogar schon einige Anzeichen für bevorste-
hendes Gegensteuern? Tatsächlich bietet
die aktuelle Politik der großen Koalition
(und auch der anderen Gebietskörper-
schaften) ein auf den ersten Blick ver-
meintlich widersprüchliches Bild.

Sie setzt zum einen weiter auf eine Um-
verteilungspolitik von unten nach oben in
der fortdauernden Überzeugung, damit für
Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt po-
sitive Effekte zu erzielen. Für die Konti-
nuität dieser Position stehen schon vollzo-
gene jüngste fiskalische Maßnahmen, allen
voran die Mehrwertsteuererhöhung, die
Abschaffung der Entfernungspauschale bei
Distanzen zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte unter 20 Kilometer, die Senkung
des Sparerfreibetrages, aber z. B. auch die
Einführung von Studiengebühren – die al-
le die kleinen Einkommen überproportio-
nal belasten. Dafür stehen aber auch die
kürzlich beschlossenen Maßnahmen, in er-
ster Linie die Unternehmensteuerreform
2008, die Abgeltungssteuer bei Kapitalein-
künften und auch die Erbschaftsteuer (mit
der Begünstigung von Unternehmenser-
ben), die wiederum besonders hohe Ein-
kommen und Vermögen entlasten. Die Be-
günstigungsdimensionen früherer politi-
scher Maßnahmen unter Rot-Grün oder
Schwarz-Gelb erreichen sie zwar nicht;
aber beachtlich sind ihre Größenordnun-
gen auf jeden Fall.

Die Unternehmensteuerreform z. B.
„überweist“ der Wirtschaft in den nächs-
ten Jahren nach Angaben der Bundesregie-
rung rund 29 Mrd. €, nach anderer Ein-

schätzung (wie z. B. von Jarass/Obermair
2006) aber unter Umständen deutlich
mehr. Die Abgeltungssteuer wird den Fis-
kus und dessen Handlungsspielraum wei-
tere Milliarden Euro kosten, weil die ein-
kommensreichen Bezieher von Zinsen auf
Kapitalanlagen statt des Spitzensteuersat-
zes von 42 % nur noch den für alle gül-
tigen Einheitstarif von 25 % zahlen müs-
sen. Aus Analysen des DIW (2007f) zur
Struktur der Einkommen privater Haus-
halte kann abgeleitet werden, dass ein „hal-
ber“ Einkommensmillionär unter einem
Jahreseinkommen von brutto 500.000 €

(also ein früherer „ganzer“ DM-Einkom-
mensmillionär) ein durchschnittliches
Zinseinkommen – ohne Dividenden – von
119.000 € aufweist und dazu wegen der
Abgeltungssteuer mit einer jährlichen
Steuerersparnis von 28.000 € rechnen
kann.11 Das ist zwar nicht so viel Ersparnis
wie bei der Rot-Grünen Einkommen-
steuerreform, die dem „halben“ Einkom-
mensmillionär schon ab 2005 wegen der
Tarifsenkung eine jährliche Entlastung von
etwa 55.000 € beschert (Corneo 2003),
aber es ist ein „willkommener“ vertei-
lungspolitischer Nachschlag des Staates
zur noch stärkeren Vermögensbildung der
schon Vermögenden. Ein „Normalverdie-
ner“ dagegen, der ab 2005 von Rot-Grün
immerhin eine jährliche Entlastung von
1.320 € im Vergleich zu den Vor-Reform-
zeiten vor 1998 erhalten hat (Corneo
2003), geht bei der Abgeltungssteuer gänz-
lich leer aus.

3.1 POLITISCHE 
NACHDENKLICHKEITEN…

Zum anderen herrscht aber bei der Großen
Koalition wie in der Politik generell zu-
mindest eine gewisse Nervosität angesichts
der Verteilungsprobleme, die anzugehen
die Politik teils mit energischen Worten
verspricht (wie z. B. Müntefering 2007 und
Laumann 2007). So ist zum wachsenden
Niedriglohnsektor in diesem Sommer we-
nigstens eine Grundsatzentscheidung der
Großen Koalition zustande gekommen,
deren Umsetzung eine Eindämmung der
schlimmsten Auswirkungen ermöglichen
könnte – wenn sie von den Koalitionären
ernst genommen und mit einem akzeptab-
len nationalen Mindestlohn „gekrönt“
würde12. So sollen – nicht zuletzt wegen
jüngst deutlich gestiegener Lebensmittel-
preise – die Hartz IV-Sätze insbesondere
für Kinder auf ihre Angemessenheit über-

prüft werden; die verlängerte Bezugsdauer
von Arbeitslosengeld I soll den Abstieg auf
das deutlich niedrigere Hartz IV-Niveau
hinausschieben; der „Kinderzuschlag“ für
niedrig bezahlte Erwerbstätige, der zur 
Vermeidung von Hartz IV-Bezug bisher 
ca. 90.000 betroffenen Familien zugute
kommt, soll auf einen Begünstigtenkreis
von etwa 400.000 Haushalten ausgedehnt
werden; zusätzlich soll mit derselben Ziel-
setzung für Niedrigverdiener ein – noch
unklarer – „Erwerbstätigenzuschlag“ ge-
zahlt werden; eine kostenlose Schulspei-
sung zumindest für arme Kinder wollen ei-
nige Bundesländer bzw. einzelne Gemein-
den umsetzen; in mehreren Gebietskörper-
schaften werden öffentliche Zuschüsse zu
den Kinderkrippen- und Kindergartenge-
bühren für schlecht gestellte Eltern erwo-
gen; in Bayern ist das erst vor zwei Jahren
eingeführte Lehrmittelgeld an den Schulen
wieder zurückgenommen worden.

Noch handelt es sich also mehr um
Ankündigungen als um konkrete Taten,
noch ist die Verlässlichkeit entsprechender
Ankündigungen unsicher, noch werden
formulierte Absichten teilweise faktisch
konterkariert. Letzteres gilt z. B. in Nord-
rhein-Westfalen mit dem tendenziell Kin-
dergartengebühren erhöhenden Kinderbil-
dungsgesetz (KiBiz). Das gilt selbst für die
vergleichsweise konkrete Koalitionsverein-
barung zur Eindämmung des Niedriglohn-
sektors, wie die koalitionsinternen Quere-
len um die Allgemeinverbindlichkeit des
ver.di-Deutsche Post-Tarifvertrages zeigen
oder die völlige Offenheit einer „Moderni-
sierung“ des Gesetzes über Mindestarbeits-
bedingungen von 1952 als Basis für natio-
nale Mindestlöhne. Vor allem aber bleiben
die Vorhaben, selbst wenn sie alle umge-
setzt würden, in Reichweite und Dimen-
sion völlig unzureichend.

Im Grunde also geht die Politik die Be-
kämpfung von Verteilungsungleichheiten
und deren Ursachen nach wie vor nur halb-
herzig an, genauer: hartherzig gegenüber
ihren sozialen wie ökonomischen Auswir-
kungen. Am besten demonstrieren das im-
mer noch die von zunehmend mehr Ge-
bietskörperschaften durchgeführten oder
in Auftrag gegebenen Armuts- und Reich-

11 Bei Kapitaleinkommen aus Aktien (Dividenden) ist
die Steuerersparnis deutlich geringer, weil Divi-
denden bisher schon durch das sogenannte Halb-
teilungsprinzip begünstigt waren.

12 Zu dieser Problematik siehe z. B. Schäfer 2007a.
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tumsberichte – wie z. B. zuletzt der Sozial-
bericht von NRW (MAGS 2007). Diese Be-
richte beschreiben seit Jahren Quantität
und Qualität von Ungleichheit, Armut und
anderem sozialen Ausschluss zunehmend
treffend, sie mogeln sich aber über die 
eigentlichen und größtenteils von der na-
tionalen Politik selbst verantworteten Ur-
sachen hinweg und bleiben vor allem poli-
tisch weitgehend folgenlos bzw. ohne Re-
aktion auf die beschriebenen Verteilungs-
probleme.13 Mit anderen Worten: Die
Autoren oder Auftraggeber nehmen ihre ei-
genen Berichte nicht ernst.

Indikator dafür sind vor allem die in
den Berichten abgeleiteten und der o.g.
EU-Konvention folgenden Einkommens-
armutsschwellen, deren Unterschreitung
Armut signalisiert – und damit eigentlich
auch politisches Gegensteuern verlangt,
um die so indizierten Gruppen aus der Ar-
mut durch adäquates Handeln herauszu-
holen. Doch die entsprechende Reaktion
bleibt aus, obwohl die Armutsschwellen in
der Regel mehr oder weniger deutlich über
den deutschen Sozialhilfesätzen bzw.
Hartz IV-Sätzen oder anderen „Grundsi-
cherungstransfers“ für Einzelpersonen und
Familien liegen. Das gilt auf Basis der Ein-
kommensdaten der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS), die die wich-
tigste empirische Grundlage der Armuts-
und Reichtumsberichte der Bundesregie-
rung ist und bleibt, wie auf Basis des SOEP,
das in vielen politischen wie wissenschaft-
lichen Berichten zur Anwendung kommt.
Demnach beträgt die Armutsschwelle für
2003 laut Becker/Hauser (2005, S. 124) z. B.
für eine Einzelperson auf EVS-Basis 799 €
bei Gewichtung der Einkommen mit der
alten OECD-Skala14 bzw. 938 € bei An-
wendung der neuen OECD-Skala, auf Ba-
sis der SOEP-Angaben 732 € (alte Skala)
und 858 € (neue Skala).15 Mit anderen
Worten: Alle alleinstehenden Sozialhilfe-
empfänger in Deutschland mit einem
durchschnittlichen Sozialhilfesatz von et-
was mehr als 650 € einschließlich Miet-
und Heizungszuschuss müssen nach wie
vor als arm bzw. als nicht bedarfsgerecht
behandelt gelten. Oder noch anders for-
muliert: Ihre Sozialhilfesätze müssten
möglichst kurzfristig deutlich erhöht wer-
den. Gleiches gilt analog für alle anderen
Hartz IV-Empfängerpersonen bzw. -fami-
lien mit einer ähnlichen Diskrepanz zwi-
schen normativen Armutsschwellen und
faktischen „armutsbekämpfenden“ Trans-
fers.

3.2 … SIND NOCH KEIN
PARADIGMENWECHSEL

Tatsächlich gibt es keine Transfer-Erhö-
hung, weil die Politik die Armutsschwellen
nur als Analyse-Indikatoren, nicht aber
auch als Therapie- bzw. Handlungs-Indi-
katoren interpretiert Sollte es kein Zufall
sein, dass die EU-Regierungen im Rahmen
der Laeken-Konventionen zur Armutsbe-
obachtung und Armutsbekämpfung die
Einkommensschwellen für Armut gar nicht
mehr wie früher Armutsschwellen, son-
dern – vorsorglich relativierend oder sogar
exkulpierend – Armutsgefährdungsschwel-
len genannt haben? So als ob das Unter-
schreiten einer ansonsten in Wissenschaft
und Politik wohlüberlegten und lange dis-
kutierten Einkommensschwelle nicht in 
jedem Fall, sondern „nur“ unter noch
„schlimmeren“ Umständen arm und sozial
ausgeschlossen macht? Dabei ist für den
deutschen Fall hinlänglich klar, dass die So-
zialhilfesätze schon lange nicht mehr als
auskömmlich bzw. bedarfsgerecht angese-
hen werden können, weder für Kinder
noch für Erwachsene – so z. B. die Natio-
nale Armutskonferenz (2007). Die Sätze
wurden viele Jahre nicht bzw. kaum erhöht
und so nicht nur in Relation zu den stei-
genden Einkommen anderer entwertet,
sondern auch real durch steigende Erzeu-
gerpreise und preissteigernde Steuerer-
höhungen. Der Übergang 1990 vom be-
darfsabwägenden Sozialhilfemodell zum
vergleichenden „Statistik“-Modell für die
Bestimmung der Sozialhilfesätze war über-
wiegend der fiskalischen Sparpolitik ge-
schuldet.Auch die erst in den letzten Jahren
beschlossene „Dynamisierung“ der Sozial-
hilfe- bzw. Hartz IV-Sätze nach der Formel
der jährlichen Rentenerhöhung, die 2007
ein Plus von rund 2 € pro Monat erbrach-
te, ist ähnlich motiviert. Vor allem aber
steckt das „Statistik“-Modell zur Bestim-
mung des Transfer-Ausgangsniveaus voller
Widersprüchlichkeiten, Ungereimtheiten
und Willkürlichkeiten, (s. zu dieser Kritik
Becker 2006; Spindler 2007; DPWV 2006).
Um nur die auffälligste Problematik zu
nennen: Die Sätze werden nach dem Aus-
gabeverhalten der untersten 20 % in der
Einkommenspyramide der EVS ermittelt,
also zu einem erheblichen Teil an den Ver-
hältnissen der armen Bevölkerung selbst
abgelesen. Das Verfahren entspricht damit
a priori nicht (mehr) dem auch im Ar-
mutsdiskurs der EU-Politik akzeptierten
Ziel, sozialen Ausschluss in Relation zu den

„repräsentativen“ oder „mittleren“ Lebens-
verhältnissen der ganzen Gesellschaft zu
messen bzw. einen zu großen relativen Ein-
kommensabstand zwischen den Ausge-
schlossenen und allen anderen zu verhin-
dern. Die EU-Kommission (2007, S. 2) je-
denfalls fühlt sich weiter der in Lissabon
2000 vom Europäischen Rat beschlossenen
Politik der Armutsbekämpfung verpflich-
tet und ruft jüngst zu mehr Aktivitäten auf:
„… das Ausmaß an Mehrfachbenachteili-
gungen, das in der EU immer noch anzu-
treffen ist, wird weithin als gesellschaftlich,
moralisch und wirtschaftlich untragbar
wahrgenommen“.

Möglicherweise geht in Deutschland
die große Lücke zwischen Armuts-Be-
standsanalyse und Armuts-Bekämpfungs-
politik auch darauf zurück, dass die Siche-
rung eines angemessenen Existenzmini-
mums seit Jahrzehnten nicht mehr Gegen-
stand eines breiten öffentlichen Diskurses
war und vor allem nicht vom Bundestag
diskutiert, geschweige denn beschlossen
wurde. Merkwürdigerweise bzw. bezeich-
nenderweise wird das (Sozialhilfe-) Exis-
tenzminimum seit Beginn der 1990er Jah-
re weitgehend von der Ministerialbürokra-
tie allein definiert, obwohl es für den 
steuerlichen Grundfreibetrag und viele
weitere institutionelle und informelle As-
pekte des Sozialstaats eine sehr weitrei-
chende Bedeutung hat – und in seiner kon-
kreten Ausgestaltung eine unzureichende
Wirkung.

Auf jeden Fall aber sind die Defizite bei
der faktischen Bekämpfung von Armut
und sozialer Polarisierung mit dem nach
wie vor dominanten Paradigmen-Mix in
der Politik verknüpft, der die vergangene
wie die zukünftig absehbare Verteilungs-
politik „von unten nach oben“ trägt. Seine

13 Diese vom Autor schon häufig geäußerte Kritik
galt zuletzt auch dem NRW-Sozialbericht 2007,
siehe Schäfer 2007b.

14 Bei der Einkommensgewichtung wird inzwischen
überwiegend die sogenannte „neue“ OECD-Ska-
la verwendet, die weiteren Personen neben der
Hauptverdienerperson im Haushalt ein geringeres
Gewicht zuweist als die „alte“ OECD-Skala, ob-
wohl Letztere manchmal als dem früheren deut-
schen Bedarfsermittlungssystem der Sozialhilfe
eher entsprechend bezeichnet wird.

15 Tatsächlich dürften die jeweiligen Werte heute
höher liegen, weil es seit 2003 etwas Einkom-
menswachstum gegeben hat, und weil damals den
EVS-Werten nur die Einkommensangaben für das
1. Halbjahr 2003 zugrunde gelegt werden konn-
ten.
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wichtigsten Elemente lauten: Sozialer Aus-
schluss und insbesondere Niedriglohnbe-
zug oder Arbeitslosigkeit oder Armut sind
größtenteils selbst verschuldet, bisherige
Sozialleistungen haben diese Probleme
eher verstärkt als gelöst; mehr und bessere
Sozialleistungen sind kaum noch finan-
zierbar; und mehr soziale Ungleichheit ist
nötig als Anreiz für mehr Leistung wie für
den Ausstieg aus Armuts- bzw. Sozial-
staats“fallen“. Diese Position erschwert
schon die Ursachenanalyse von sozialem
Ausschluss, der zum großen Teil erst durch
die Umverteilungspolitik entstanden ist –

und neben privater Armut auch öffentliche
Armut im Sinn stark eingeschränkter staat-
licher Handlungsspielräume geschaffen
hat. Diese Position verdunkelt auch den
Blick auf die ökonomischen Folgen von
privater wie öffentlicher Armut, die letzt-
lich genau das Gegenteil dessen sind, was
mit der Umverteilungspolitik von unten
nach oben versprochen und erhofft wird.
Dabei nehmen die Indizien für diese nega-
tiven Folgen gerade im internationalen
Vergleich zu (s.o.). Die Verteilungspolitik
wieder auf die Füße zu stellen, heißt also
nach wie vor, die genannten Paradigmen

abzulegen, nicht zuletzt mit dem offenen
Blick auf manche Nachbarländer, die u.a.
mit gleichmäßigerer Verteilung und auch
höherer Staatsquote sozial wie ökonomisch
besser dastehen.16

16 Siehe dazu z. B. die Kritik von acht Nobelpreisträ-
gern an der einseitigen deutschen Angebotspolitik
bei Schettkat/Langkau (2007); s. darin insbeson-
dere Carlin/Soskice (2007); s. auch die „Kritik“
von Keynes und Leontief bei Reuter (2007); s. zu
Ländervergleichen zuletzt Döring 2007; Heintze
2007a und 2007b; Jobelius 2007; Sauer et al.
2007.
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